1 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


en 


(Nr. 10723.) Geſetz, betreffend den Erwerb des Kaliſalzbergwerkes der Gewerkſchaft Hercynia 
durch den Staat. Vom 19. Juni 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was 
folgt: 


* 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, die der Gewerkſchaft Hereynia zu 
Wernigerode gehörigen Rechte, beweglichen und unbeweglichen Sachen, welche 
zur Gewinnung und Verwertung von Stein- und Kaliſalzen und von Sole in 
Beziehung ſtehen, für den Fiskus zu erwerben und zu dieſem Zwecke einen Betrag 
bis zu 30 950 000 Mark zu verausgaben. . ö 


> 


Der Finanzminifter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 er— 
forderlichen Geldmittel Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

An Stelle der Staatsſchuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz— 
anweiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzan⸗ 
weiſungen anzugeben. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Ein- 
löſung dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen 
und von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. 
Die Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuld- 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der 
einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins: 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schaf: 
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anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

Zur Tilgung des Kaufpreiſes iſt, unter Einrechnung der Mittel, welche 
zur geſetzlichen /½/prozentigen Tilgung eines Schuldkapitals von 30 950 000 Mark 
erforderlich find ($ 1 des Geſetzes vom 8. März 1897 — Geſetz-Samml. S. 43 —), 
ein Betrag bereitzuſtellen, der ſich ergibt, wenn ein zu 3½ Prozent verzins⸗ 
liches Schuldkapital von 30 950 000 Mark jährlich mit 412 000 Mark getilgt 
wird und die durch die Tilgung erſparten Zinſen mit zur Tilgung verwendet 
werden. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staatsanleihen, 
vom 19. Dezember 1869 (Geſetz-Samml. S. 1197), des Geſetzes, betreffend die 
Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 (Geſetz-Samml. S. 43) und 
des Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung, vom 3. Mai 1903 Ggeſetz-Samml. S. 155) zur Anwendung. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden, unbeſchadet der Vorſchrift 
des § 2, der Finanzminiſter und der Miniſter für Handel und Gewerbe be— 
auftragt. 

84. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 1 

Gegeben Cuxhaven, an Bord M. Y. „Meteor“, den 19. Juni 1906, 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Poſadowsky. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
v. Einem. v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


Nedigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz- Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 


